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URTEIL DES GERICHTSHOFS (Dritte Kammer)

14.  Juli 2016 

Verfahrenssprache: Deutsch.

„Vorlage zur Vorabentscheidung — Verbraucherschutz — Verordnung (EG) Nr.  1924/2006 — 
Nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel — Art.  1 Abs.  2 — 

Geltungsbereich — Lebensmittel, die als solche an den Endverbraucher abgegeben werden sollen — 
Angaben in kommerziellen Mitteilungen, die sich ausschließlich an medizinische Fachkreise richten“

In der Rechtssache C-19/15

betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art.  267 AEUV, eingereicht vom Landgericht 
München  I (Deutschland) mit Entscheidung vom 16.  Dezember 2014, beim Gerichtshof eingegangen 
am 19.  Januar 2015, in dem Verfahren

Verband Sozialer Wettbewerb e.  V.

gegen

Innova Vital GmbH

erlässt

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten L.  Bay Larsen sowie der Richter D.  Šváby, J.  Malenovský, 
M.  Safjan (Berichterstatter) und M.  Vilaras,

Generalanwalt: H.  Saugmandsgaard Øe,

Kanzler: A.  Calot Escobar,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens,

unter Berücksichtigung der Erklärungen

der Innova Vital GmbH, vertreten durch Rechtsanwalt T.  Büttner,

der griechischen Regierung, vertreten durch A.  Dimitrakopoulou und K.  Karavasili als 
Bevollmächtigte,

der französischen Regierung, vertreten durch D.  Colas und S.  Ghiandoni als Bevollmächtigte,

der Europäischen Kommission, vertreten durch S.  Grünheid und K.  Herbout-Borczak als 
Bevollmächtigte,
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nach Anhörung der Schlussanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 18.  Februar 2016

folgendes

Urteil

1 Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung von Art.  1 Abs.  2 der Verordnung (EG) 
Nr.  1924/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20.  Dezember 2006 über nährwert- 
und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel (ABl. 2006, L  404, S.  9, berichtigt im ABl. 2007, 
L  12, S.  3) in der durch die Verordnung (EU) Nr.  1047/2012 der Kommission vom 8.  November 2012 
(ABl. 2012, L 310, S.  36) geänderten Fassung (im Folgenden: Verordnung Nr.  1924/2006).

2 Es ergeht in einem Rechtsstreit zwischen dem Verband Sozialer Wettbewerb e.  V., einem deutschen 
Wettbewerbsverein, und der Innova Vital GmbH über die Geltung der Verordnung Nr.  1924/2006 für 
nährwert- oder gesundheitsbezogene Angaben in einem Schreiben, das sich ausschließlich an 
medizinische Fachkreise richtet.

Rechtlicher Rahmen

Unionsrecht

Richtlinien 2000/31/EG und  2006/123/EG

3 Gemäß Art.  2 Buchst.  f der Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8.  Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, 
insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den 
elektronischen Geschäftsverkehr“) (ABl. 2000, L  178, S.  1) bezeichnet für die Zwecke dieser Richtlinie 
der Ausdruck

„‚kommerzielle Kommunikation‘ alle Formen der Kommunikation, die der unmittelbaren oder 
mittelbaren Förderung des Absatzes von Waren und Dienstleistungen oder des Erscheinungsbilds eines 
Unternehmens, einer Organisation oder einer natürlichen Person dienen, die eine Tätigkeit in Handel, 
Gewerbe oder Handwerk oder einen reglementierten Beruf ausübt; die folgenden Angaben stellen als 
solche keine Form der kommerziellen Kommunikation dar:

Angaben, die direkten Zugang zur Tätigkeit des Unternehmens bzw. der Organisation oder Person 
ermöglichen, wie insbesondere ein Domain-Name oder eine Adresse der elektronischen Post;

Angaben in Bezug auf Waren und Dienstleistungen oder das Erscheinungsbild eines 
Unternehmens, einer Organisation oder Person, die unabhängig und insbesondere ohne finanzielle 
Gegenleistung gemacht werden“.

4 Art.  4 Nr.  12 der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12.  Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. 2006, L  376, S.  36) sieht für den 
Begriff „kommerzielle Kommunikation“ eine ähnliche Definition vor.
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Verordnung Nr.  1924/2006

5 In den Erwägungsgründen 1, 2, 4, 9, 14, 16 bis  18 und  23 der Verordnung Nr.  1924/2006 heißt es:

„(1) Zunehmend werden Lebensmittel in der Gemeinschaft mit nährwert- und gesundheitsbezogenen 
Angaben gekennzeichnet, und es wird mit diesen Angaben für sie Werbung gemacht. Um dem 
Verbraucher ein hohes Schutzniveau zu gewährleisten und ihm die Wahl zu erleichtern, sollten 
die im Handel befindlichen Produkte, einschließlich der eingeführten Produkte, sicher sein und 
eine angemessene Kennzeichnung aufweisen. Eine abwechslungsreiche und ausgewogene 
Ernährung ist eine Grundvoraussetzung für eine gute Gesundheit, und einzelne Produkte sind 
im Kontext der gesamten Ernährung von relativer Bedeutung.

(2) Unterschiede zwischen den nationalen Bestimmungen über solche Angaben können den freien 
Warenverkehr behindern und ungleiche Wettbewerbsbedingungen schaffen. Sie haben damit eine 
unmittelbare Auswirkung auf das Funktionieren des Binnenmarktes. Es ist daher notwendig, 
Gemeinschaftsregeln für die Verwendung von nährwert- und gesundheitsbezogenen Angaben 
über Lebensmittel zu erlassen.

…

(4) Diese Verordnung sollte für alle nährwert- und gesundheitsbezogenen Angaben gelten, die in 
kommerziellen Mitteilungen, u.  a. auch in allgemeinen Werbeaussagen über Lebensmittel und in 
Werbekampagnen wie solchen, die ganz oder teilweise von Behörden gefördert werden, gemacht 
werden. Auf Angaben in nichtkommerziellen Mitteilungen, wie sie z.  B. in Ernährungsrichtlinien 
oder -empfehlungen von staatlichen Gesundheitsbehörden und -stellen oder in 
nichtkommerziellen Mitteilungen und Informationen in der Presse und in wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen zu finden sind, sollte sie jedoch keine Anwendung finden.  …

…

(9) Es gibt eine Vielzahl von Nährstoffen und anderen Substanzen – unter anderem Vitamine, 
Mineralstoffe einschließlich Spurenelementen, Aminosäuren, essenzielle Fettsäuren, Ballaststoffe, 
verschiedene Pflanzen- und Kräuterextrakte und andere – mit ernährungsbezogener oder 
physiologischer Wirkung, die in Lebensmitteln vorhanden und Gegenstand entsprechender 
Angaben sein können. Daher sollten allgemeine Grundsätze für alle Angaben über Lebensmittel 
festgesetzt werden, um ein hohes Verbraucherschutzniveau zu gewährleisten, dem Verbraucher 
die notwendigen Informationen für eine sachkundige Entscheidung zu liefern und gleiche 
Wettbewerbsbedingungen für die Lebensmittelindustrie zu schaffen.

…

(14) Es gibt eine Vielzahl von Angaben, die derzeit bei der Kennzeichnung von Lebensmitteln und der 
Werbung hierfür in manchen Mitgliedstaaten gemacht werden und sich auf Stoffe beziehen, 
deren positive Wirkung nicht nachgewiesen wurde bzw. zu denen derzeit noch keine 
ausreichende Einigkeit in der Wissenschaft besteht. Es muss sichergestellt werden, dass für 
Stoffe, auf die sich eine Angabe bezieht, der Nachweis einer positiven ernährungsbezogenen 
Wirkung oder physiologischen Wirkung erbracht wird.

…

(16) Es ist wichtig, dass Angaben über Lebensmittel vom Verbraucher verstanden werden können[,] 
und es ist angezeigt, alle Verbraucher vor irreführenden Angaben zu schützen. Der Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften hat es allerdings in seiner Rechtsprechung in Fällen im 
Zusammenhang mit Werbung seit dem Erlass der Richtlinie 84/450/EWG des Rates vom
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10.  September 1984 [zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über irreführende Werbung (ABl. 1984, L  250, S.  17)] für erforderlich gehalten, 
die Auswirkungen auf einen fiktiven typischen Verbraucher zu prüfen. Entsprechend dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und im Interesse der wirksamen Anwendung der darin 
vorgesehenen Schutzmaßnahmen nimmt diese Verordnung den normal informierten, 
aufmerksamen und verständigen Durchschnittsverbraucher unter Berücksichtigung sozialer, 
kultureller und sprachlicher Faktoren nach der Auslegung des Gerichtshofs als Maßstab, zielt 
mit ihren Bestimmungen jedoch darauf ab, die Ausnutzung von Verbrauchern zu vermeiden, die 
aufgrund bestimmter Charakteristika besonders anfällig für irreführende Angaben sind. Richtet 
sich eine Angabe speziell an eine besondere Verbrauchergruppe wie z.  B.  Kinder, so sollte die 
Auswirkung der Angabe aus der Sicht eines Durchschnittsmitglieds dieser Gruppe beurteilt 
werden. Der Begriff des Durchschnittsverbrauchers beruht dabei nicht auf einer statistischen 
Grundlage. Die nationalen Gerichte und Verwaltungsbehörden müssen sich bei der Beurteilung 
der Frage, wie der Durchschnittsverbraucher in einem gegebenen Fall typischerweise reagieren 
würde, auf ihre eigene Urteilsfähigkeit unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs verlassen.

(17) Eine wissenschaftliche Absicherung sollte der Hauptaspekt sein, der bei der Verwendung 
nährwert- und gesundheitsbezogener Angaben berücksichtigt wird, und die 
Lebensmittelunternehmer, die derartige Angaben verwenden, sollten diese auch begründen. Eine 
Angabe sollte wissenschaftlich abgesichert sein, wobei alle verfügbaren wissenschaftlichen Daten 
berücksichtigt und die Nachweise abgewogen werden sollten.

(18) Eine nährwert- oder gesundheitsbezogene Angabe sollte nicht gemacht werden, wenn sie den 
allgemein akzeptierten Ernährungs- und Gesundheitsgrundsätzen zuwiderläuft oder wenn sie 
zum übermäßigen Verzehr eines Lebensmittels verleitet oder diesen gutheißt oder von 
vernünftigen Ernährungsgewohnheiten abbringt.

…

(23) Gesundheitsbezogene Angaben sollten für die Verwendung in der Gemeinschaft nur nach einer 
wissenschaftlichen Bewertung auf höchstmöglichem Niveau zugelassen werden. Damit eine 
einheitliche wissenschaftliche Bewertung dieser Angaben gewährleistet ist, sollte die Europäische 
Behörde für Lebensmittelsicherheit solche Bewertungen vornehmen.  …“

6 Art.  1 („Gegenstand und Anwendungsbereich“) dieser Verordnung sieht in den Abs.  1 und  2 vor:

„(1) Mit dieser Verordnung werden die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben harmonisiert, um das ordnungsgemäße Funktionieren 
des Binnenmarkts zu gewährleisten und gleichzeitig ein hohes Verbraucherschutzniveau zu bieten.

(2) Diese Verordnung gilt für nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben, die in kommerziellen 
Mitteilungen bei der Kennzeichnung und Aufmachung von oder bei der Werbung für Lebensmittel 
gemacht werden, die als solche an den Endverbraucher abgegeben werden sollen.

…“

7 Art.  2 („Begriffsbestimmungen“) der Verordnung bestimmt:

„(1) Für die Zwecke dieser Verordnung

a) gelten für ‚Lebensmittel‘, ‚Lebensmittelunternehmer‘, ‚Inverkehrbringen‘ und ‚Endverbraucher‘ die 
Begriffsbestimmungen in Artikel  2 und Artikel  3 Nummern  3, 8 und  18 der Verordnung  (EG) 
Nr.  178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28.  Januar 2002 zur Festlegung der
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allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur 
Lebensmittelsicherheit  [(ABl. 2002, L 31, S.  1)];

…

(2) Ferner bezeichnet der Ausdruck:

1. ‚Angabe‘ jede Aussage oder Darstellung, die nach dem Gemeinschaftsrecht oder den nationalen 
Vorschriften nicht obligatorisch ist, einschließlich Darstellungen durch Bilder, grafische Elemente 
oder Symbole in jeder Form, und mit der erklärt, suggeriert oder auch nur mittelbar zum 
Ausdruck gebracht wird, dass ein Lebensmittel besondere Eigenschaften besitzt;

…

4. ‚nährwertbezogene Angabe‘ jede Angabe, mit der erklärt, suggeriert oder auch nur mittelbar zum 
Ausdruck gebracht wird, dass ein Lebensmittel besondere positive Nährwerteigenschaften besitzt, 
und zwar aufgrund
a) der Energie (des Brennwerts), die es

i) liefert,
ii) in vermindertem oder erhöhtem Maße liefert oder
iii) nicht liefert, und/oder

b) der Nährstoffe oder anderen Substanzen, die es
i) enthält,
ii) in verminderter oder erhöhter Menge enthält oder
iii) nicht enthält;

5. ‚gesundheitsbezogene Angabe‘ jede Angabe, mit der erklärt, suggeriert oder auch nur mittelbar zum 
Ausdruck gebracht wird, dass ein Zusammenhang zwischen einer Lebensmittelkategorie, einem 
Lebensmittel oder einem seiner Bestandteile einerseits und der Gesundheit andererseits besteht;

…“

8 Kapitel  II der Verordnung Nr.  1924/2006, das die Allgemeinen Grundsätze regelt, besteht aus den 
Art.  3 bis  7. Unter der Überschrift „Allgemeine Grundsätze für alle Angaben“ sieht Art.  3 der 
Verordnung vor:

„Nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben dürfen bei der Kennzeichnung und Aufmachung von 
Lebensmitteln, die in der Gemeinschaft in Verkehr gebracht werden, bzw. bei der Werbung hierfür 
nur verwendet werden, wenn sie der vorliegenden Verordnung entsprechen.

Unbeschadet der Richtlinien  2000/13/EG und  84/450/EWG dürfen die verwendeten nährwert- und 
gesundheitsbezogenen Angaben

a) nicht falsch, mehrdeutig oder irreführend sein;

…“
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9 Art.  5 („Allgemeine Bedingungen“) dieser Verordnung bestimmt in den Abs.  1 und  2:

„(1) Die Verwendung nährwert- und gesundheitsbezogener Angaben ist nur zulässig, wenn die 
nachstehenden Bedingungen erfüllt sind:

a) Es ist anhand allgemein anerkannter wissenschaftlicher Nachweise nachgewiesen, dass das 
Vorhandensein, das Fehlen oder der verringerte Gehalt des Nährstoffs oder der anderen Substanz, 
auf die sich die Angabe bezieht, in einem Lebensmittel oder einer Kategorie von Lebensmitteln 
eine positive ernährungsbezogene Wirkung oder physiologische Wirkung hat.

…

(2) Die Verwendung nährwert- oder gesundheitsbezogener Angaben ist nur zulässig, wenn vom 
durchschnittlichen Verbraucher erwartet werden kann, dass er die positive Wirkung, wie sie in der 
Angabe dargestellt wird, versteht.“

10 Die Art.  10 bis  19 der Verordnung beziehen sich auf gesundheitsbezogene Angaben.

11 Art.  10 („Spezielle Bedingungen“) der Verordnung bestimmt in Abs.  1:

„Gesundheitsbezogene Angaben sind verboten, sofern sie nicht den allgemeinen Anforderungen in 
Kapitel  II und den speziellen Anforderungen im vorliegenden Kapitel entsprechen, gemäß dieser 
Verordnung zugelassen und in die Liste der zugelassenen Angaben gemäß den Artikeln  13 und  14 
aufgenommen sind.“

Deutsches Recht

12 §  8 Abs.  1 Satz 1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) (BGBl. 2010  I S.  254) in 
seiner auf den Ausgangsrechtsstreit anwendbaren Fassung sieht vor:

„Wer eine nach §  3 oder §  7 unzulässige geschäftliche Handlung vornimmt, kann auf Beseitigung und 
bei Wiederholungsgefahr auf Unterlassung in Anspruch genommen werden.“

Ausgangsverfahren und Vorlagefrage

13 Innova Vital, deren Geschäfte von einem Arzt geführt werden, brachte in Deutschland ein in 
Tropfenform zu verabreichendes Vitamin-D3-haltiges Nahrungsergänzungsmittel unter dem Namen 
„Innova Mulsin® Vitamin  D3“ in den Verkehr.

14 Im November 2013 richtete der Geschäftsführer von Innova Vital ausschließlich an namentlich 
genannte Ärzte ein Schreiben (im Folgenden: in Rede stehendes Schreiben), in dem es hieß:

„…

Sie kennen die Fakten: 87 % der Kinder in Deutschland haben Vitamin[-]D-Werte von unter  30 ng/ml 
im Blut. Laut [der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE)] sollten es aber zwischen 50-75 ng/ml 
sein.

Wie schon in zahlreichen Studien beschrieben wurde, trägt Vitamin D maßgeblich zur Prävention 
mehrerer Krankheiten, wie z.  B. atopische Dermatitis, Osteoporose, Diabetes mellitus und [Multiple 
Sklerose] bei. Nach diesen Studien ist ein zu niedriger Vitamin[-]D-Spiegel schon im Kindesalter mit 
verantwortlich für das spätere Auftreten der genannten Krankheitsbilder.
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Aus diesem Grund habe auch ich meinem Sohn die empfohlenen Vitamin[-]D-Präparate verabreicht 
und dabei festgestellt, dass die herkömmliche Tablettenform von Säuglingen, Kleinkindern und auch 
Schulkindern nicht sehr gut angenommen wird. Mein Sohn spuckte diese regelmäßig wieder aus.

Darüber habe ich mir als Arzt mit dem Tätigkeitsschwerpunkt Immunologie Gedanken gemacht und 
eine Vitamin[-]D3[-]Emulsion (Innova Mulsin® D3) zur Verabreichung in Tropfenform entwickelt.

…

Vorteile der Mulsine:

…

schnelle Vorbeugung oder Beseitigung von Mangelzuständen (Vitamin[-]D3[-]Mangel bei 80 % der 
Bevölkerung im Winter beschrieben)

…

Direkt-Bestellkonditionen sowie kostenfreies Infomaterial für Ihre Praxis erhalten Sie unter  …“

15 Das in Rede stehende Schreiben enthielt eine bebilderte Darstellung des Nahrungsergänzungsmittels 
Innova Mulsin® Vitamin D3 mit Angaben über seine Zusammensetzung, seinen Verkaufspreis und die 
Tagestherapiekosten nach der Dosierungsempfehlung von einem Tropfen täglich.

16 Der Verband Sozialer Wettbewerb machte beim Landgericht München I (Deutschland) gegen Innova 
Vital Unterlassungsansprüche gemäß §  8 UWG in der auf den Ausgangsrechtsstreit anwendbaren 
Fassung geltend.

17 Er berief sich darauf, dass das in Rede stehende Schreiben gesundheitsbezogene Angaben enthalte, die 
nach Art.  10 Abs.  1 der Verordnung Nr.  1924/2006 verboten seien, und zwar die folgenden beiden 
Angaben:

„Wie schon in zahlreichen Studien beschrieben wurde, trägt Vitamin D maßgeblich zur Prävention 
mehrerer Krankheiten, wie z.  B. atopische Dermatitis, Osteoporose, Diabetes mellitus und [Multiple 
Sklerose] bei. Nach diesen Studien ist ein zu niedriger Vitamin[-]D-Spiegel schon im Kindesalter 
verantwortlich für das spätere Auftreten der genannten Krankheitsbilder“

und

„schnelle Vorbeugung oder Beseitigung von Mangelzuständen (Vitamin D3[-]Mangel bei 80 % der 
Bevölkerung im Winter beschrieben)“.

18 Der Verband Sozialer Wettbewerb verwies hierzu u.  a. darauf, dass die Vorschriften der Verordnung 
Nr.  1924/2006 für Werbung sowohl innerhalb als auch außerhalb der Fachkreise gälten.

19 Innova Vital hält dem entgegen, die Verordnung Nr.  1924/2006 beziehe sich nicht auf Werbung 
innerhalb der Fachkreise. Da das in Rede stehende Schreiben nur an Ärzte gerichtet gewesen sei, 
seien die Bestimmungen der Verordnung folglich nicht auf die in diesem Schreiben enthaltenen und 
nach Art.  10 Abs.  1 der Verordnung Nr.  1924/2006 verbotenen Angaben anzuwenden.

20 Nach Auffassung des vorlegenden Gerichts hängt die Entscheidung des Ausgangsrechtsstreits von der 
Auslegung des Art.  1 Abs.  2 der Verordnung Nr.  1924/2006 ab, der Gegenstand und 
Anwendungsbereich der Verordnung regle.
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21 Unter diesen Umständen hat das Landgericht München I das Verfahren ausgesetzt und dem 
Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:

Ist Art.  1 Abs.  2 der Verordnung Nr.  1924/2006 so auszulegen, dass die Vorschriften dieser 
Verordnung auch für nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben gelten, die in kommerziellen 
Mitteilungen bei der Werbung für Lebensmittel gemacht werden, die als solche an den 
Endverbraucher abgegeben werden sollen, wenn sich die kommerzielle Mitteilung bzw. Werbung 
ausschließlich an Fachkreise richtet?

Zur Vorlagefrage

22 Mit seiner Frage möchte das vorlegende Gericht wissen, ob Art.  1 Abs.  2 der Verordnung 
Nr.  1924/2006 dahin auszulegen ist, dass nährwert- oder gesundheitsbezogene Angaben in 
kommerziellen Mitteilungen über Lebensmittel, die als solche an den Endverbraucher abgegeben 
werden sollen, in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen, auch wenn sich diese Mitteilungen 
nicht an den Endverbraucher, sondern ausschließlich an medizinische Fachkreise richten.

23 Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs sind bei der Auslegung einer Unionsvorschrift nicht 
nur ihr Wortlaut, sondern auch ihr Zusammenhang und die Ziele zu berücksichtigen, die mit der 
Regelung, zu der sie gehört, verfolgt werden (vgl. u.  a. Urteile vom 17.  November 1983, Merck, 
292/82, EU:C:1983:335, Rn.  12, vom 4.  Mai 2010, TNT Express Nederland, C-533/08, EU:C:2010:243, 
Rn.  44, und vom 17.  März 2016, Liffers, C-99/15, EU:C:2016:173, Rn.  14).

24 Erstens ist zum Wortlaut von Art.  1 Abs.  2 der Verordnung Nr.  1924/2006 festzustellen, dass diese 
Verordnung gemäß dieser Bestimmung für nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben gilt, wenn 
zum einen diese Angaben in kommerziellen Mitteilungen in Form der Kennzeichnung oder 
Aufmachung von Lebensmitteln oder bei der Werbung für sie gemacht werden und wenn zum 
anderen die fraglichen Lebensmittel als solche an den Endverbraucher abgegeben werden sollen.

25 Die Verordnung Nr.  1924/2006 enthält keine Definition des Begriffs „kommerzielle Mitteilung“. Der 
Begriff wird jedoch in anderen Bereichen des Unionsrechts durch Bestimmungen des abgeleiteten 
Rechts definiert, die im vorliegenden Fall heranzuziehen sind, um die Kohärenz des Unionsrechts zu 
wahren.

26 So sind nach Art.  2 Buchst.  f der Richtlinie 2000/31 unter „kommerzieller Kommunikation“ alle 
Formen der Kommunikation zu verstehen, die der unmittelbaren oder mittelbaren Förderung des 
Absatzes von Waren und Dienstleistungen oder des Erscheinungsbilds eines Unternehmens, einer 
Organisation oder einer natürlichen Person dienen, die eine Tätigkeit in Handel, Gewerbe oder 
Handwerk oder einen reglementierten Beruf ausübt.

27 Eine ähnliche Definition des Begriffs „kommerzielle Kommunikation“ enthält Art.  4 Nr.  12 der 
Richtlinie 2006/123. Der Gerichtshof hat insoweit festgestellt, dass kommerzielle Kommunikation im 
Sinne dieser Bestimmung nicht nur die klassische Werbung umfasst, sondern auch andere Formen 
der Werbung und der Übermittlung von Informationen mit dem Ziel, neue Kunden zu gewinnen (vgl. 
Urteil vom 5.  April 2011, Société fiduciaire nationale d’expertise comptable, C-119/09, EU:C:2011:208, 
Rn.  33).

28 Außerdem ergibt sich aus dem vierten Erwägungsgrund der Verordnung Nr.  1924/2006, dass der 
Begriff „kommerzielle Mitteilung“ auch Mitteilungen betrifft, die Werbezwecken dienen.

29 Vor diesem Hintergrund ist der Begriff „kommerzielle Mitteilung“ im Sinne von Art.  1 Abs.  2 dieser 
Verordnung dahin zu verstehen, dass er u.  a. Mitteilungen in Form einer Lebensmittelwerbung erfasst, 
die der unmittelbaren oder mittelbaren Förderung des Absatzes dieser Lebensmittel dienen.
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30 Eine solche Mitteilung kann jedoch auch die Form eines nährwert- oder gesundheitsbezogene Angaben 
im Sinne der Verordnung enthaltenden Werbeschreibens annehmen, das Lebensmittelunternehmer an 
medizinische Fachkreise richten, damit diese ihren Patienten gegebenenfalls den Kauf und/oder den 
Verbrauch dieses Lebensmittels empfehlen.

31 Zudem ist darauf hinzuweisen, dass Art.  1 Abs.  2 der Verordnung Nr.  1924/2004 keine näheren 
Angaben zum Adressaten der kommerziellen Mitteilung macht und nicht danach unterscheidet, ob es 
sich um einen Endverbraucher oder einen Angehörigen medizinischer Fachkreise handelt. Daher muss, 
wie der Generalanwalt in Nr.  39 seiner Schlussanträge festgestellt hat, die Ware selbst für den 
Verbraucher bestimmt sein, nicht jedoch die Mitteilung, deren Gegenstand sie bildet.

32 Unter diesen Umständen lässt sich aus dem Wortlaut dieser Bestimmung in Verbindung mit Art.  2 
Buchst.  f der Richtlinie 2000/31 und Art.  4 Nr.  12 der Richtlinie 2006/123 folgern, dass die 
Verordnung Nr.  1924/2006 auch für nährwert- oder gesundheitsbezogene Angaben in kommerziellen 
Mitteilungen gilt, die ausschließlich an medizinische Fachkreise gerichtet sind.

33 Zweitens ist hervorzuheben, dass eine Prüfung des Zusammenhangs, in den sich Art.  1 Abs.  2 der 
Verordnung Nr.  1924/2006 einfügt, nichts ergibt, was dieser Auslegung widerspräche.

34 Zwar beziehen sich, wie Innova Vital geltend macht, bestimmte Erwägungsgründe und Bestimmungen 
der Verordnung Nr.  1924/2006, so insbesondere die Erwägungsgründe 1, 9, 16, 29 und  36 sowie Art.  5 
Abs.  2 dieser Verordnung, ausdrücklich auf die „Verbraucher“, ohne die „Fachkreise“ zu erwähnen.

35 Dass in diesen Erwägungsgründen und Bestimmungen ein Hinweis auf die „Fachkreise“ fehlt, kann 
jedoch nicht bedeuten, dass die Verordnung den Fall, in dem eine kommerzielle Mitteilung 
ausschließlich an medizinische Fachkreise gerichtet ist, nicht erfasste. Denn in einem solchen Fall zielt 
die Kommunikation zwischen den Lebensmittelunternehmern und den medizinischen Fachkreisen 
hauptsächlich auf den Endverbraucher ab, damit er das Lebensmittel, das Gegenstand der 
Kommunikation ist, auf Empfehlung dieser Fachkreise erwirbt.

36 Im Übrigen ergibt sich aus keiner Bestimmung der Verordnung Nr.  1924/2006, dass diese nicht für 
kommerzielle Mitteilungen gälte, die sich an medizinische Fachkreise richten.

37 Drittens schließlich wird die Auslegung, wonach die Verordnung auch für kommerzielle Mitteilungen 
gilt, die sich ausschließlich an medizinische Fachkreise richten, durch die Ziele der Verordnung 
bestätigt.

38 Die Verordnung Nr.  1924/2006 soll nämlich nach ihrem Art.  1 Abs.  1 das ordnungsgemäße 
Funktionieren des Binnenmarkts gewährleisten und gleichzeitig ein hohes Verbraucherschutzniveau 
bieten.

39 Wie insoweit aus den Erwägungsgründen 1 und  18 dieser Verordnung hervorgeht, gehört der 
Gesundheitsschutz zu den Hauptzwecken der Verordnung (Urteil vom 6.  September 2012, Deutsches 
Weintor, C-544/10, EU:C:2012:526, Rn.  45). Zu diesem Zweck sind u.  a. dem Verbraucher die für eine 
sachkundige Entscheidung notwendigen Informationen zu liefern (Urteile vom 10.  April 2014, 
Ehrmann, C-609/12, EU:C:2014:252, Rn.  40, und vom 17.  Dezember 2015, Neptune Distribution, 
C-157/14, EU:C:2015:823, Rn.  49).

40 In diesem Sinne sieht Art.  5 Abs.  1 Buchst.  a der Verordnung Nr.  1924/2006 vor, dass die Verwendung 
nährwert- und gesundheitsbezogener Angaben nur zulässig ist, wenn anhand allgemein anerkannter 
wissenschaftlicher Nachweise nachgewiesen ist, dass das Vorhandensein, das Fehlen oder der 
verringerte Gehalt eines Nährstoffs oder einer anderen Substanz, auf die sich die Angabe bezieht, in
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einem Lebensmittel oder einer Kategorie von Lebensmitteln eine positive ernährungsbezogene 
Wirkung oder physiologische Wirkung hat. Auch der 14. Erwägungsgrund der Verordnung ist in 
diesem Sinne formuliert.

41 Wie im 17. Erwägungsgrund der Verordnung dargelegt, sollte die wissenschaftliche Absicherung der 
Hauptaspekt sein, der bei der Verwendung nährwert- und gesundheitsbezogener Angaben 
berücksichtigt wird. Darüber hinaus heißt es im 23. Erwägungsgrund der Verordnung, dass 
gesundheitsbezogene Angaben für die Verwendung in der Union nur nach einer wissenschaftlichen 
Bewertung auf höchstmöglichem Niveau zugelassen werden sollten und dass die Europäische Behörde 
für Lebensmittelsicherheit solche Bewertungen vornehmen sollte, damit eine einheitliche 
wissenschaftliche Bewertung dieser Angaben gewährleistet ist.

42 Die Verordnung Nr.  1924/2006 sieht somit ein Verfahren vor, mit dem nachgeprüft werden kann, ob 
eine Angabe im Sinne dieser Verordnung wissenschaftlich abgesichert ist.

43 Zwar kann davon ausgegangen werden, dass die medizinischen Fachkreise über umfangreichere 
wissenschaftliche Kenntnisse verfügen als ein Endverbraucher, also als ein, wie es im 16. 
Erwägungsgrund heißt, normal informierter, aufmerksamer und verständiger 
Durchschnittsverbraucher. Nicht angenommen werden kann jedoch, dass diese Fachkreise in der Lage 
sind, jederzeit über alle speziellen und aktuellen wissenschaftlichen Kenntnisse zu verfügen, die 
notwendig sind, um jedes einzelne Lebensmittel und die nährwert- und gesundheitsbezogenen 
Angaben, die bei der Kennzeichnung oder Aufmachung dieser Lebensmittel oder bei der Werbung für 
sie verwendet werden, zu bewerten.

44 Wie der Generalanwalt in Nr.  49 seiner Schlussanträge festgestellt hat, kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass die medizinischen Fachkreise selbst durch falsche, irreführende oder unwahre Angaben 
in die Irre geleitet werden.

45 Daher könnten die medizinischen Fachkreise falsche Informationen über die Lebensmittel, die 
Gegenstand der kommerziellen Mitteilung sind, völlig gutgläubig an die Endverbraucher weitergeben, 
mit denen sie in Verbindung stehen. Diese Gefahr verdient umso größere Beachtung, als die 
Fachkreise aufgrund des Vertrauensverhältnisses, das im Allgemeinen zwischen ihnen und ihren 
Patienten besteht, einen erheblichen Einfluss auf diese ausüben können.

46 Wenn an medizinische Fachkreise gerichtete nährwert- oder gesundheitsbezogene Angaben nicht in 
den Geltungsbereich der Verordnung Nr.  1924/2006 fielen und damit verwendet werden dürften, 
ohne notwendig auf wissenschaftliche Nachweise gestützt zu sein, bestünde überdies die Gefahr, dass 
Lebensmittelunternehmer ihre Verpflichtungen aus dieser Verordnung dadurch umgingen, dass sie 
sich über Angehörige medizinischer Fachkreise an den Endverbraucher wendeten, damit diese ihre 
Produkte dem Endverbraucher empföhlen.

47 Folglich trägt die Anwendung der Verordnung Nr.  1924/2006 auf nährwert- oder gesundheitsbezogene 
Angaben in kommerziellen Mitteilungen an Fachkreise im Rahmen des Binnenmarkts, dessen 
ordnungsgemäßes Funktionieren die Verordnung gewährleisten soll, zu einem hohen 
Verbraucherschutzniveau bei.

48 Die von Innova Vital vorgetragenen Argumente sind nicht geeignet, diese Auslegung zu entkräften, 
wonach die Verordnung Nr.  1924/2006 für nährwert- oder gesundheitsbezogene Angaben in 
kommerziellen Mitteilungen auch dann gilt, wenn sich die Mitteilung ausschließlich an medizinische 
Fachkreise richtet.

49 Zwar ergibt sich aus Art.  5 Abs.  2 der Verordnung Nr.  1924/2006, dass die Verwendung nährwert- 
oder gesundheitsbezogener Angaben nur zulässig ist, wenn der durchschnittliche Verbraucher die 
positiven Wirkungen, die in der Angabe dargestellt werden, versteht.
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50 Daraus kann jedoch nicht abgeleitet werden, dass jede objektive Information über neue 
wissenschaftliche Entwicklungen, die Lebensmittelunternehmer unter Verwendung technischer oder 
wissenschaftlicher Terminologie – wie hier des Begriffs „atopische Dermatitis“ – an medizinische 
Fachkreise richten, verboten wäre.

51 Art.  5 Abs.  2 der Verordnung Nr.  1924/2006 ist nämlich dahin zu verstehen, dass diese Bestimmung 
im Interesse einer sachkundigen Entscheidung des Endverbrauchers zur Anwendung gelangt, wenn 
die nährwert- und gesundheitsbezogenen Angaben unmittelbar dem Endverbraucher mitgeteilt 
werden. In einem Fall wie dem des Ausgangsrechtsstreits jedoch wird das solche Angaben enthaltende 
Schreiben, wie der Generalanwalt in Nr.  54 seiner Schlussanträge festgestellt hat, nicht als solches dem 
Endverbraucher vorgelegt, sondern den medizinischen Fachkreisen übermittelt, die stillschweigend 
dazu aufgefordert werden, das betroffene Lebensmittel dem Endverbraucher zu empfehlen.

52 Darüber hinaus sieht der vierte Erwägungsgrund der Verordnung Nr.  1924/2006 vor, dass die 
Verordnung auf Angaben in nicht kommerziellen Mitteilungen wie z.  B. in den Ernährungsrichtlinien 
oder -empfehlungen staatlicher Gesundheitsbehörden und -stellen oder in nicht kommerziellen 
Mitteilungen und Informationen in der Presse und in wissenschaftlichen Veröffentlichungen keine 
Anwendung finden sollte.

53 Daher steht die Verordnung der objektiven Information medizinischer Fachkreise über neue 
wissenschaftliche Entwicklungen, die sich technischer oder wissenschaftlicher Terminologie bedient, 
nicht entgegen, wenn die Mitteilung nicht kommerzieller Art ist.

54 Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass Art.  1 Abs.  2 der Verordnung Nr.  1924/2006 
dahin auszulegen ist, dass nährwert- oder gesundheitsbezogene Angaben in kommerziellen 
Mitteilungen über Lebensmittel, die als solche an den Endverbraucher abgegeben werden sollen, in 
den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen, auch wenn sich diese Mitteilungen nicht an den 
Endverbraucher, sondern ausschließlich an medizinische Fachkreise richten.

Kosten

55 Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem bei dem 
vorlegenden Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 
Die Auslagen anderer Beteiligter für die Abgabe von Erklärungen vor dem Gerichtshof sind nicht 
erstattungsfähig.

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Dritte Kammer) für Recht erkannt:

Art.  1 Abs.  2 der Verordnung (EG) Nr.  1924/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20.  Dezember 2006 über nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel 
in der durch die Verordnung (EU) Nr.  1047/2012 der Kommission vom 8.  November 2012 
geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass nährwert- oder gesundheitsbezogene Angaben in 
kommerziellen Mitteilungen über Lebensmittel, die als solche an den Endverbraucher 
abgegeben werden sollen, in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen, auch wenn sich 
diese Mitteilungen nicht an den Endverbraucher, sondern ausschließlich an medizinische 
Fachkreise richten.

Unterschriften
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